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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land -
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Kosten der Unterkunft und Heizung

KdUH
Angemessenheit der Heizkosten
Landkreis Harz
Bundesweiter Heizspiegel
Ermittlung von Heizkosten durch den
Beklagten
unzulässige Pauschlierung
klimatische Bedingungen
Energiepreisentwicklung
Gebäudestandard
Heizungsanlage
Vorgaben des BSG
Kostensenkungsaufforderung
Differunzierung der erhobenen Daten
Wohnungsgrößenklassen
Unzumutbarkeit der Kostensenkung

Leitsätze Zur Bestimmung der Angemessenheit der
Heizkosten ist im Landkreis Harz auf die
Werte des Bundesweiten Heizspiegels
zurückzugreifen. Die Ermittlung der zu
berücksichtigenden Heizkosten durch den
Beklagten entspricht nicht den Vorgaben
des BSG. Die ermittelten Werte stellen
eine unzulässige Pauschalierung dar. Es
fehlen insbesondere die Einbeziehung
klimatischer Bedingungen, die
Energiepreisentwicklung, die für
einfachere Wohnhäuser typischen
Energieträger, Gebäudestandard und
Stand der Heizungsanlagen.

Normenkette SGB II § 22 Abs 1 Satz 1
SGB II § 22 Abs 1 Satz 2
SGB II § 22 Abs 1 Satz 3
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Aktenzeichen S 16 AS 2544/14
Datum 22.08.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 AS 708/18
Datum 09.11.2022

3. Instanz

Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 22. August 2018 sowie der
Bescheid des Beklagten vom 20. MÃ¤rz 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 26. August 2014 werden abgeÃ¤ndert. Der Beklagte
wird verurteilt, an die KlÃ¤ger weitere 8,30 â�¬/Monat fÃ¼r die Monate April bis
Juli 2014 zu zahlen. Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

Der Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤ger fÃ¼r
das Berufungsverfahren zu 48 % zu tragen. Im Ã�brigen sind Kosten nicht zu
erstatten. 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Der Beklagte wendet sich mit seiner Berufung gegen ein Urteil des Sozialgerichts
Magdeburg, in dem er verurteilt worden ist, weitere Heizkosten (HK) fÃ¼r die Monate April
bis Juli 2014 an die KlÃ¤ger zu zahlen. 

Â 

Der 1957 geborene KlÃ¤ger zu 1. wohnte im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum zusammen
mit seinem am â�¦ 1992 geborenen Sohn, dem KlÃ¤ger zu 2., in einer ca. 82 qm groÃ�en
Wohnung in B.. Das Mietshaus hat eine GesamtwohnflÃ¤che von etwa 2.950 qm. FÃ¼r die
Wohnung waren 2014 monatlich eine Grundmiete (GM) i.H.v. 310,61 â�¬, Vorauszahlungen
fÃ¼r kalte Betriebskosten (kB) i.H.v. 73 â�¬ sowie fÃ¼r HK i.H.v. 188 â�¬ zu zahlen. Die
Wohnung wurde mit FernwÃ¤rme beheizt. Die Warmwasserversorgung erfolgte zentral. 

Â 

AnlÃ¤sslich des Auszuges des zweiten Sohnes des KlÃ¤gers zu 1. zum 1. Juni 2011 hatte
der Beklagte die KlÃ¤ger mit Schreiben vom 23. Mai 2011 darauf hingewiesen, dass fÃ¼r
einen 2-Personen-Haushalt nach Â§ 12 Wohngeldgesetz (WoGG) eine Bruttokaltmiete i.H.v
380 â�¬/Monat angemessen sei. Die Betriebskosten dÃ¼rften 60 â�¬/Monat nicht
Ã¼bersteigen. Die KlÃ¤ger erhielten eine Frist bis 30. November 2011, um die Kosten zu
senken. Bei erfolglosem Ablauf der Frist werde er (der Beklagte) nur noch die seines
Erachtens angemessenen KdU Ã¼bernehmen. 
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Â 

Im Bescheid vom 6. Dezember 2012 forderte der Beklagte die KlÃ¤ger erneut auf, die KdUH
bis 30. April 2013 zu senken. Er nannte die geltenden angemessenen BetrÃ¤ge fÃ¼r die
GM, die kB sowie die HK. 

Â 

Mit Schreiben vom 13. November 2013 forderte der Beklagte die KlÃ¤ger zum wiederholten
Male auf, die KdUH bis 31. MÃ¤rz 2014 zu senken. FÃ¼r einen 2-Personen-Haushalt seien
eine Bruttokaltmiete i.H.v. 258,50 â�¬/Monat sowie HK i.H.v. 70 â�¬/Monat angemessen.
Nach erfolglosem Ablauf der Frist werde er die Bewilligung der KdUH auf die o.g. BetrÃ¤ge
absenken.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 20. MÃ¤rz 2014 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern fÃ¼r
die Monate April bis Juli 2014 Leistungen nach dem SGB II. Als monatliche KdUH bewilligte
er eine GM i.H.v. 270 â�¬ (statt tatsÃ¤chlicher 310,16 â�¬), kB i.H.v. 52,80 â�¬ (statt
tatsÃ¤chlicher 73 â�¬) sowie HK i.H.v. 83,40 â�¬ (statt tatsÃ¤chlicher 188 â�¬). 

Â 

Den dagegen unter dem 7. April 2014 mit der BegrÃ¼ndung erhobenen Widerspruch, der
Beklagte habe â�� wie auch zuvor â�� die tatsÃ¤chlichen KdUH zu Ã¼bernehmen, wies der
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 26. August 2014 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Den
KlÃ¤gern seien die angemessenen KdUH bewilligt worden. 

Â 

Am 26. August 2014 haben die KlÃ¤ger dagegen Klage vor dem Sozialgericht erhoben. Ihre
sozialen VerhÃ¤ltnisse seien schwierig. Der KlÃ¤ger zu 1. habe sich bei seinem derzeitigen
Vermieter auch um eine neue Wohnung bemÃ¼ht. Eine entsprechende mÃ¼ndliche
Zusage sei mit Schreiben vom 11. MÃ¤rz 2014 aus fÃ¼r ihn nicht nachvollziehbaren
GrÃ¼nden zurÃ¼ckgezogen worden. Er mÃ¼sse sich jetzt um eine neue Wohnung
bemÃ¼hen. Daher seien die tatsÃ¤chlichen KdUH zu Ã¼bernehmen. Die
Unterkunftsrichtlinie des Landkreises Harz sei auch rechtswidrig. Sie werde den vom
Bundessozialgericht (BSG) aufgestellten Anforderungen nicht gerecht. Zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Richtlinie hÃ¤tten die KlÃ¤ger bereits die derzeitige Wohnung bewohnt.
Aus VertrauensschutzgrÃ¼nden unterfielen sie der neuen Richtlinie nicht. Im Ã�brigen
seien immer die tatsÃ¤chlichen KdUH gewÃ¤hrt worden. 

Â 

Das Sozialgericht hat mit Urteil vom 22. August 2018 den Beklagten verurteilt, den
KlÃ¤gern unter AbÃ¤nderung der entgegenstehenden Bescheide fÃ¼r April bis Juli 2014
weitere 17,10 â�¬/Monat zu zahlen. Im Wesentlichen hat es zur BegrÃ¼ndung
ausgefÃ¼hrt, das der im streitigen Zeitraum geltenden Unterkunftsrichtlinie
zugrundeliegende Konzept sei hinsichtlich der Bestimmung der Angemessenheit der HK
unschlÃ¼ssig. Die HK seien im ganzen Landkreis erhoben worden, wobei zwischen den
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einzelnen EnergietrÃ¤gern keine Differenzierung vorgenommen worden sei. Ausgehend
vom Bundesweiten Heizspiegel 2015 fÃ¼r das Jahr 2014 seien HK i.H.v. 100,50 â�¬/Monat
angemessen. Der Differenzbetrag zwischen den bewilligten HK (83,40 â�¬) und den
hÃ¶chsten angemessenen Kosten (100,50 â�¬) sei den KlÃ¤gern mithin monatlich noch
vom Beklagten zu zahlen. 

Â 

Hinsichtlich der Bruttokaltmiete sei das Konzept jedoch schlÃ¼ssig. Auch die
Kostensenkungsaufforderung vom 13. November 2013 sei nicht zu beanstanden.
Ausreichende EigenbemÃ¼hungen zur Kostensenkung seien von den KlÃ¤gern nicht
nachgewiesen worden. Es fehlten auch nachvollziehbare Angaben dazu, dass
angemessener Wohnraum nicht anzumieten gewesen wÃ¤re. Dass die KlÃ¤ger sich
ausschlieÃ�lich bei ihrem jetzigen Vermieter um einen anderen Wohnraum bemÃ¼ht
hÃ¤tten, reiche nicht aus. Zudem hÃ¤tten bei diesem erhebliche MietrÃ¼ckstÃ¤nde
bestanden.

Â 

Das Sozialgericht hat die Berufung zugelassen. 

Â 

Gegen das ihm am 13. September 2018 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 2. Oktober
2018 Berufung eingelegt. 

Â 

Er hat sein Konzept 2012 in der Fassung des Korrekturberichts vom Februar 2020 mit der
im Juli 2022 vorgenommenen Gewichtung der Daten nach Vermietertypen verteidigt.
Danach ergebe sich im im Vergleichsraum Wernigerode eine angemessene Bruttokaltmiete
i.Hv. 309 â�¬/Monat. Auch hinsichtlich der HK sei das Konzept schlÃ¼ssig. Die
Datenauswertung erhebe nicht den Anspruch, Angemessenheitswerte abzubilden. Die
Werte kÃ¶nnten nach Aussage der Ersteller des Konzepts als OrientierungsgrÃ¶Ã�e
verwandt werden. Eine individuelle AngemessenheitsprÃ¼fung auf Basis dieser Mittelwerte
sei kaum mÃ¶glich. Denn die konkreten Werte einer Wohnung seien u.a. abhÃ¤ngig vom
Verbrauchsverhalten, vom energetischen Zustand der Wohnung und des GebÃ¤udes, von
der Lage der Wohnung im GebÃ¤ude sowie von den Witterungsbedingungen in der
Heizperiode. Insoweit kÃ¶nne die Auswertung nicht gegen die Vorgaben des BSG zur
Ermittlung abstrakt angemessener HK verstoÃ�en. Die ermittelten OrientierungsgrÃ¶Ã�en
wÃ¼rden lediglich als NichtprÃ¼fungsgrenzen statt des Bundesweiten Heizspiegels
genutzt. Ã�bersteige der Verbrauch diese Werte, sei zu prÃ¼fen, ob Anhaltspunkte
vorlÃ¤gen, dass der tatsÃ¤chliche Verbrauch noch nicht Ã¼berhÃ¶ht sei. Die Auswertung
der HK fÃ¼r den Landkreis Harz beruhe auf einer Datendichte, die der Bundesweite
Heizspiegel nicht erreiche. WÃ¤hrend im Landkreis 6,8% der Heizkostenwerte erfasst
worden seien, seien es beim Bundesweiten Heizspiegel gerade einmal 0,3%. Daher seien
die von Analyse & Konzepte erhobenen Mietdaten trotz der Indifferenz bei den Heizmedien
reprÃ¤sentativer als die des Bundesweiten Heizspiegels.

Â 

                             4 / 11



 

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 22. August 2018 aufzuheben und die Klage
abzuweisen 

Â 

Die KlÃ¤ger beantragen nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Sie haben sich zur Sache nicht mehr geÃ¤uÃ�ert.

Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakten des Beklagten ergÃ¤nzend
verwiesen. Diese sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und der
Entscheidungsfindung gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I.

Die Berufung ist statthaft, da sie vom Sozialgericht zugelassen worden ist.

Der Senat war nicht gehindert, in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 9. November 2022
eine Entscheidung zu treffen, obgleich fÃ¼r die KlÃ¤ger niemand erschienen ist. Diese sind
in der Ladung zum Termin darauf hingewiesen worden, dass auch im Falle ihres Ausbleiben
Beweis erhoben, verhandelt und entschieden werden kann. 

Â 

II.

Die Berufung ist teilweise begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat den Beklagten zu Unrecht
verurteilt, weitere Leistungen nach dem SGB II i.H.v. 17,10 â�¬/Monat an die KlÃ¤ger zu
zahlen. Diese haben nur einen Anspruch auf Zahlung weiterer 8,30 â�¬/Monat fÃ¼r die
Monate April bis Juli 2014. 

Â 

a.

Â 
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Die KlÃ¤ger haben bereits vor dem Sozialgericht zulÃ¤ssigerweise den Streitgegenstand auf
die HÃ¶he der Leistungen fÃ¼r die KdUH begrenzt (vgl. BSG, Urteil vom 6. April 2011, B 4
AS 119/10 R [32], Juris).

Â 

b.

Die KlÃ¤ger sind Berechtigte i.S.v. Â§ 7 Abs. 1 SGB II. Sie hatten das 15. Lebensjahr
vollendet und die Altersgrenze von Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht, hatten ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland, waren erwerbsfÃ¤hig und
hilfebedÃ¼rftig.

Die KlÃ¤ger verfÃ¼gten Ã¼ber kein Einkommen oder VermÃ¶gen, das auf die KdUH
anzurechnen gewesen wÃ¤re. 

Â 

c.

Die KlÃ¤ger hatten in dem streitigen Zeitraum (nur) einen Anspruch auf Ã�bernahme
weiterer KdUH i.H.v. 8,30 â�¬/Monat. Das vom Beklagten angefochtene Urteil des
Sozialgerichts war daher abzuÃ¤ndern und die Klage im Ã�brigen abzuweisen.

GemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II besteht ein Anspruch auf Leistungen fÃ¼r die KdU und
Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen, soweit diese angemessen sind.
Soweit die Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft den der Besonderheit des Einzelfalls
angemessenen Umfang Ã¼bersteigen, sind sie als Bedarf der HilfebedÃ¼rftigen solange zu
berÃ¼cksichtigen, wie es diesen nicht mÃ¶glich oder zuzumuten ist, durch einen
Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken,
in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate.

Â 

Bei der PrÃ¼fung der Angemessenheit der KdUH sind in einem ersten Schritt die abstrakt
angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Bruttokaltmiete festzulegen. Dabei muss das
Produkt aus WohnflÃ¤che und standard eine insgesamt angemessene Wohnungsmiete
(â��Referenzmieteâ��) ergeben (vgl. BSG, Urteil vom 19. Februar 2009, B 4 AS 30/08 R
[13]. Juris). Der Quadratmeterpreis sowie die angemessene WohnungsgrÃ¶Ã�e ergeben die
angemessene Miete. In einem zweiten Schritt ist die konkrete (= subjektive)
Angemessenheit im Vergleich mit den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen, insbesondere auch im
Hinblick auf die Zumutbarkeit notwendiger Einsparungen einschlieÃ�lich eines Umzugs, zu
prÃ¼fen. AbschlieÃ�end ist zu klÃ¤ren, ob die Leistungsberechtigten eine abstrakt
angemessene Wohnung hÃ¤tten anmieten kÃ¶nnen (vgl. dazu etwa BSG, Urteil vom 17.
September 2020, B 4 AS 22/20 R [ 23], Juris).

Â 

aa.
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Die fÃ¼r eine Absenkung der KdUH vorgeschriebene Kostensenkungsaufforderung war
erfolgt. Mit Schreiben vom 13. November 2013 hatte der Beklagte die KlÃ¤ger zum
wiederholten Male aufgefordert, die KdUH bis 31. MÃ¤rz 2014 zu senken. FÃ¼r einen
2-Personen-Haushalt seien eine Bruttokaltmiete i.H.v. 258,50 â�¬/Monat sowie HK i.H.v. 70
â�¬/Monat angemessen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist werde er die Bewilligung der
KdUH auf die o.g. BetrÃ¤ge absenken. Die KlÃ¤ger hatten die MÃ¶glichkeit, mit dem
Beklagten in einen Dialog Ã¼ber die fÃ¼r sie ab 1. April 2014 gÃ¼ltigen angemessenen
KdUH einzutreten.

Â 

Die Kostensenkungsaufforderung ist inhaltlich nicht zu beanstanden. Notwendig war nur die
Benennung des â�� seinerzeit â�� aus Sicht des Beklagten fÃ¼r angemessen gehaltenen
HÃ¶chstmietpreises (BSG, Urteil vom 1. Juni 2010, B 4 AS 78/09 R, [15], Juris).

Â 

Die in Â§ 22 Abs. 1 S. 2 SGB II normierte Regelfrist von 6 Monaten brauchte der Beklagte
vorliegend nicht einzuhalten. Es ist nicht feststellbar, dass die in der
Kostensenkungsaufforderung vom 13. November 2013 eingerÃ¤umte Frist bis 31. MÃ¤rz
2014 fÃ¼r die KlÃ¤ger zu kurz bemessen war. Sie waren bereits im Bescheid vom 6.
Dezember 2012 vom Beklagten aufgefordert worden, bis 30. April 2013 die KdUH zu
senken. Die KlÃ¤ger verblieben jedoch in der Wohnung. Vor diesem Hintergrund erscheint
eine Fristsetzung zur Kostensenkung binnen 4 Monaten ausreichend. Die KlÃ¤ger zuvor
hatten Ã¼ber ein Jahr Zeit, KostensenkungsbemÃ¼hungen nachzuweisen. Auch hinsichtlich
der HK hatten sie Gelegenheit, durch ihr Heizverhalten die monatlichen AbschlÃ¤ge zu
senken (vgl. BSG, Urteil vom 3. September 2020, B 14 AS 40/19 R [37], Juris). 

Â 

Die KlÃ¤ger kÃ¶nnen sich nicht zu Ihren Gunsten auf Vertrauensschutz berufen. weil sie
zum Inkrafttreten der Richtlinie bereits die derzeitige Wohnung bewohnt hÃ¤tten. 

Â 

bb.

Bei der Bestimmung der angemessenen KdUH hat der Beklagte zu Recht auf eine
WohnflÃ¤che von 60 qm fÃ¼r den Zwei-Personen-Haushalt abgestellt (vgl. Urteil des
erkennenden Senats vom 9. Mai 2012, L 5 AS 2/09; vgl. auch BSG, Urteil vom 14. Februar
2013, B 14 AS 61/12 R [21], Juris). Eine ErhÃ¶hung der abstrakt angemessenen
WohnflÃ¤che ist hier nicht im Streit.

Â 

cc.

Der unbestimmte Rechtsbegriff der Angemessenheit i.S.v. Â§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II ist unter
Zugrundelegung der sog. Produkttheorie zu ermitteln. Dabei ist die PrÃ¼fung der Bedarfe
fÃ¼r Unterkunft und der fÃ¼r die Heizung grundsÃ¤tzlich getrennt vorzunehmen. Dies gilt

                             7 / 11

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%2078/09%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2040/19%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20AS%202/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2061/12%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html


 

ungeachtet der WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung bei Kostensenkungsaufforderungen (Â§ 22 Abs.
1 S. 4 SGB II) und der nach dem streitigen Zeitraum eingefÃ¼hrten
Gesamtangemessenheitsgrenze nach Â§ 22 Abs. 10 SGB II (dazu und zum folgenden: BSG,
Urteil vom 30. Januar 2019, B 14 AS 11/18 R; Urteil vom 3. September 2020, B 14 AS 40/19
R, juris). Die Bestimmung der Angemessenheit der KdUH beruht auf einem der
Unterkunftsrichtlinie des Beklagten fÃ¼r den streitigen Zeitraum zugrundeliegenden
Konzept, Dieses ist hinsichtlich der Bestimmung der Bruttokaltmiete schlÃ¼ssig. Der Senat
verweist insoweit auf sein Urteil vom 11. August 2022 (L 5 AS 547/21, verÃ¶ffentlicht in
Juris). 

Â 

dd.

Â 

Auch die HK konnte der Beklagte dem Grunde nach auf die angemessenen Werte senken.
Auch diesbezÃ¼glich waren Kostensenkungsaufforderungen erfolgt (vgl. oben aa.)

Â 

Die im Konzept ausgewiesenen HK sind vorliegend jedoch nicht zur Bestimmung der
Angemessenheit der HK heranzuziehen.

Â 

Die Ermittlung der zu berÃ¼cksichtigenden Heizkosten durch den Beklagten entspricht
nicht den Vorgaben des BSG. Wenn der Beklagte in seiner Richtlinie abstrakt angemessene
Heizkosten bestimmen will, ist dafÃ¼r eine differenzierte Ermittlung erforderlich. Ein
abstrakt angemessener Heizkostenpreis fÃ¼r einfache Wohnungen im unteren Segment
des Wohnungsmarktes, gestaffelt nach WohnungsgrÃ¶Ã�en, mÃ¼sste klimatische
Bedingungen, wechselnde Energiepreise, die typischen EnergietrÃ¤ger, vor allem aber den
im entsprechenden Mietsegment typischen GebÃ¤udestandard und den technischen Stand
einer typischen Heizungsanlage erfassen. Nur so kÃ¶nnte ein RÃ¼ckschluss auf einen
abstrakt angemessenen, also fÃ¼r alle Wohnungen im Vergleichsraum geltenden
Heizkostenwert erfolgen. Der RÃ¼ckgriff auf einen weniger ausdifferenzierten Wert
bedeutete eine unzulÃ¤ssige Pauschalierung von HK (BSG, Urteil vom 12. Juni 2013, B 14
AS 60/12 R, [22], Juris).

Â 

Es fehlen insbesondere die Einbeziehung klimatischer Bedingungen, die
Energiepreisentwicklung, die fÃ¼r einfachere WohnhÃ¤user typischen EnergietrÃ¤ger,
GebÃ¤udestandard und Stand der Heizungsanlagen. Auch die erfolgte statistische
ErhÃ¶hung der ermittelten durchschnittlichen Vorauszahlungen fÃ¼r HK durch Addition der
einfachen Standardabweichung reicht nicht aus, um hinreichend valide Daten fÃ¼r eine
Ermittlung der im Einzelfall angemessenen Heizkosten zu erhalten (vgl. Senatsurteil vom
31. Januar 2018, L 5 AS 201/17 [122 ff], Juris). 

Â 
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Der Beklagte trÃ¤gt vor, dass die ermittelten Werte keinen Anspruch erhÃ¶ben,
Angemessenheitswerte abzubilden. Es mÃ¼ssten daher auch nicht die Anforderungen des
BSG zur Ermittlung abstrakt angemessener HK erfÃ¼llt werden. Dem folgt der Senat nicht. 

Â 

Zum einen wÃ¤re bereits nach eigener Auffassung des Beklagten keine Begrenzung der
Heizkosten unter Anwendung der von ihm ermittelten Werte mÃ¶glich. Denn
Ã¼bersteigende HK wÃ¼rden zunÃ¤chst nur ein weiteres PrÃ¼fverfahren im konkreten
Einzelfall auslÃ¶sen. Dass ein solches hier durchgefÃ¼hrt worden wÃ¤re, hat der Beklagte
nicht dargelegt. 

Â 

Zum anderen bedarf es jedoch eines abstrakt angemessenen Heizwertes, um die
Angemessenheit der HK beurteilen zu kÃ¶nnen. Die Anwendung anderer Werte fÃ¼hrte zu
einer unzulÃ¤ssigen Pauschalierung von HK (BSG, Urteil vom 12. Juni 2013, B 14 AS 60/12 R
, [21], Juris).

Â 

Dem kann der Beklagte auch die im Vergleich zum Bundesweiten Heizspiegel grÃ¶Ã�ere
Datendicht nicht entgegenhalten. Die Daten sind weder nach GrÃ¶Ã�enklassen noch nach
EnergietrÃ¤gern ausgewertet worden. Auch eine Vollerhebung der HK im Landkreis Harz
kÃ¶nnte die fÃ¼r einen abstrakt angemessenen Heizwert zu erfÃ¼llenden Bedingungen
mithin nicht kompensieren. 

Â 

Demnach unterliegen die Heizkosten hinsichtlich der Angemessenheit einer Begrenzung.

Â 

Es ist nach der Rechtsprechung des BSG regelmÃ¤Ã�ig dann von unangemessen hohen
Heizkosten auszugehen, wenn bestimmte Werte von kommunalen Heizspiegeln oder falls
nicht vorhanden, des â��Bundesweiten Heizspiegelsâ�� Ã¼berschritten werden. Die rechte
Spalte des â��Bundesweiten Heizspiegelsâ�� ist aber lediglich ein Grenzwert fÃ¼r die
konkretindividuelle AngemessenheitsprÃ¼fung. Dabei werden die angemessenen
Heizkosten nach der Formel: â��Wert der rechten Spalte mal angemessene
WohnungsgrÃ¶Ã�eâ�� ermittelt. Erst das Ã�berschreiten kann die Vermutung
unwirtschaftlichen Heizens rechtfertigen (BSG, Urteil vom 2. Juli 2009, B 14 AS 36/08 R, [22
f.], Juris). Das Ã�berschreiten gilt als Anscheinsbeweis fÃ¼r die Unangemessenheit und
fÃ¼hrt nur zur Beweislastumkehr. Eine schlechte GebÃ¤udedÃ¤mmung ist kein Grund fÃ¼r
eine Beurteilung der Heizkosten als angemessen (BSG, Urteil vom 12. Juni 2013, B 14 AS
60/12 R [26 f.], Juris). 

Â 

Es ist der jeweils aktuelle Heizspiegel heranzuziehen, der bei Erlass des Bescheids
verÃ¶ffentlicht war. SpÃ¤tere Heizspiegel â�� mit den tatsÃ¤chlichen Werten fÃ¼r dieses
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Jahr â�� sind ohne Bedeutung (BSG, Urteil vom 12. Juni 2013, B 14 AS 60/12 R, juris, Rn.
25). FÃ¼r Mieter wie fÃ¼r HauseigentÃ¼mer wird fÃ¼r die Berechnung des
Heizenergiebedarfs auf die angemessene HÃ¶chstwohnflÃ¤che abgestellt (BSG, a.a.O.). 

Â 

Nach diesen Vorgaben waren fÃ¼r die KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum hÃ¶here Heizkosten
angemessen. Nach dem hier zugrunde zu legenden Bundesweiten Heizspiegel 2013 waren
in den Monaten April bis Juli 2014 HK i.H.v. hÃ¶chstens 105,50 â�¬/Monat angemessen
(21,10 â�¬ x 60 qm / 12 Monate). Die KlÃ¤ger hatten tatsÃ¤chliche HK i.H.v. 188
â�¬/Monat. 

Â 

Der Beklagte hatte den KlÃ¤gern KdUH i.H.v. 406,20 â�¬ /Monat bewilligt. Unter
BerÃ¼cksichtigung einer angemessenen Bruttokaltmiete i.H.v. (nur) 309 â�¬/Monat zzgl.
der hÃ¶chst angemessenen HK i.H.v. 105,50 â�¬ ergibt sich ein monatlicher Anspruch der
KlÃ¤ger i.H.v. 414,50 â�¬ 

Â 

Es verbleibt eine Differenz zulasten des Beklagten i.H.v. 8,30 â�¬/Monat

Â 

ee.

Ein Fall einer vorÃ¼bergehenden oder dauerhaften subjektiven Unzumutbarkeit eines
Umzugs oder einer Kostensenkung lÃ¤sst sich nicht feststellen. Dies wÃ¼rde zwar nicht zur
Angemessenheit der tatsÃ¤chlichen KdUH fÃ¼hren, kÃ¶nnte jedoch eine VerlÃ¤ngerung
der Frist fÃ¼r eine Kostensenkung erforderlich machen (BSG, Urteil vom 22. August 2012, B
14 AS 13/12 R [30], Juris). Die Darlegungslast fÃ¼r eine fehlende MÃ¶glichkeit und/oder die
Unzumutbarkeit der geforderten Kostensenkung liegt beim Leistungsberechtigten. Nur bei
schlÃ¼ssiger Darlegung vergeblicher SuchaktivitÃ¤ten liegt die Beweislast fÃ¼r eine
zumutbare Kostensenkung bei der BehÃ¶rde. Es mÃ¼ssen daher stets EinwÃ¤nde zur
UnmÃ¶glichkeit eines Wohnungswechsels vorgebracht werden (BSG, Urteil vom 19. MÃ¤rz
2008, B 4 AS 43/06 R, juris, Rn. 15, Urteil vom 13. April 2011, B 14 AS 32/09 R, juris, Rn.
13). 

Â 

Soweit die KlÃ¤ger vorgetragen haben, der derzeitige Vermieter habe die Zusage einer
anderen Wohnung widerrufen, fÃ¼hrt dies nicht zur UnmÃ¶glichkeit des
Wohnungswechsels. Den KlÃ¤gern blieb unbenommen, bei anderen Vermietern nach
Wohnungen zu suchen. Sie haben nicht vorgetragen, dies Ã¼berhaupt versucht zu haben. 

Â 

ff.
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Auch im Hinblick auf die Regelung in Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II kommt eine Unzumutbarkeit
der Kostensenkung nicht in Betracht. Es ist hier zu prÃ¼fen, ob die ermittelten
angemessenen Aufwendungen im Vergleich mit den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen,
insbesondere im Hinblick auf die Zumutbarkeit notwendiger Einsparungen einschlieÃ�lich
eines Umzugs, konkret angemessen sind. Dies gilt sowohl fÃ¼r eine zu hohe
Bruttokaltmiete als auch fÃ¼r zu hohe Heizkosten (BSG, Urteil vom 30. Januar 2019, B 14
AS 10/18 R, juris, Rn. 21 und vom 12. Juni 2013, B 14 AS 60/12 R, juris, Rn. 30). Ein
Wohnungswechsel ist unzumutbar, wenn in einer alternativ zu beziehenden Wohnung
insgesamt keine hÃ¶heren Brutto-Warmkosten als bisher anfielen. Soweit die
tatsÃ¤chlichen Gesamtaufwendungen die Vergleichskosten nicht Ã¼bersteigen, sind
KostensenkungsmaÃ�nahmen nicht zumutbar. Ã�bersteigen jedoch die tatsÃ¤chlichen
Gesamtkosten die Vergleichswerte, ist eine Kostensenkung durch Wohnungswechsel im
Grundsatz zumutbar (BSG, a.a.O., Juris, [33]).

Â 

Vorliegend Ã¼berstiegen sowohl die GM, die kB als auch die HK die Angemessenheitswerte.
Eine wirtschaftliche Gesamtangemessenheitsgrenze scheidet hier mithin aus. 

Â 

III.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Die Kostentragungslast war entsprechend
des Obsiegens und Unterliegens der Beteiligten im Berufungsverfahren zu quoteln. Im
Ã�brigen hat der Beklagte wegen des weit Ã¼berwiegenden Unterliegens der KlÃ¤ger,
bezogen auf das ursprÃ¼ngliche Begehren, keine Kosten zu tragen. 

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 31.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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